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50. Jahrestag der Berufsverbote mahnt: „Gib Antikom-
munismus keine Chance!“
Heute vor 50 Jahren, am 28. Januar 1972, beschlossen die Ministerpräsi-
denten  der  Länder  auf  Drängen  des  damaligen  Bundeskanzlers  Willy
Brandt (SPD) den „Radikalenerlass“. Die MLPD begrüßt es, dass die unde-
mokratische und antikommunistische Politik der Berufsverbote heute breit
in der Kritik steht. 

Das Buch  „Die Krise der bürgerlichen Ideologie und des Antikommunis-
mus“ von Stefan Engel analysiert: „Nach 3,5 Millionen Überprüfungen wur-
den 11 000 Verfahren eröffnet und 1 500 Berufsverbote erteilt. Marxisten-Leni    -
nisten wurden als Linksextremisten diffamiert und vom Verfassungsschutz be-
obachtet.“ Auch Lehrer, die der MLPD zugerechnet wurden, wie Inge Dress-
ler und Wolfgang Serway wurden mit Berufsverbot belegt. Betroffen waren
insbesondere auch hunderte Anhänger der DKP,  obwohl die Partei bei ih-
rer Gründung revolutionäre Grundpositionen aufgegeben hatte. 

Schon der Begriff „Radikalenerlass“ war irreführend. Demagogisch wurden
Kommunisten und Faschisten in einen Topf geworfen. Um den Schein zu
wahren, wurde auf 50 vermutete Kommunisten je ein Faschist mit Berufs-
verbot belegt.

Monika Gärtner-Engel vom Zentralkomitee der MLPD kritisiert: „Bis heute
gelten in der IG Metall Unvereinbarkeitsbeschlüsse im Geist des 'Radikalener-
lasses'. Sie richten sich praktisch nur noch gegen die MLPD und Arbeiter, die
ihr zugerechnet werden. Die neue Ampel-Regierung tritt wie Willy Brandt mit
fortschrittlichen Slogans wie 'Mehr Fortschritt wagen' an. In den Medien meist
übersehen wird aber, dass sie angekündigt hat, die antikommunistische Be-
rufsverbotspraxis wieder zu beleben. Im Koalitionsvertrag wird erklärt, 'dass
Verfassungsfeinde schneller als bisher' aus dem öffentlichen Dienst 'entfernt
werden' sollen“. Dabei wissen Olaf Scholz und Robert Habeck sehr genau,
dass Marxisten-Leninisten die demokratischen Rechte und Freiheiten, die
als Lehre aus dem Hitler-Faschismus ins Grundgesetz geschrieben wurden,
verteidigen – gegen die Rechtsentwicklung der Herrschenden. Sie lehnen
es aber ab, ihre kritische Meinung vor einer bürgerlichen Verfassung abzu-
legen, die das Recht der Monopole am Eigentum an Produktionsmitteln
garantiert – und damit die Ausbeutung der arbeitenden Menschen und der
Natur oder auch imperialistische Kriege.

„Die heutige Zeit entfalteter kapitalistischer Krisen schreit geradezu danach,
mit  antikommunistischen  Denkverboten  aufzuräumen“,  so  Monika  Gärt-
ner-Engel. „Wenn es Innenministerin Nancy Facer (SPD) ernst meint, dass das
Engagement gegen Faschisten entscheidend ist, dann muss sie dafür den Be-
weis antreten. Und dazu gehört zuallererst eine Entschuldigung und  Rehabili-
tierung der Opfer der Berufsverbote und eine Abkehr der  anhaltenden Bespit-
zelung und Kriminalisierung von Revolutionären und Marxisten-Leninisten.“ 

Die MLPD unterstützt den Aufruf, den „Radikalenerlass“ offiziell aufzuhe-
ben  und  die  Betroffenen  zu  rehabilitieren  und  zu  entschädigen. Etwa
20.000 Menschen haben sich bereits der Bewegung  "Gib Antikommunis-
mus  keine  Chance!" angeschlossen, um  den  Antikommunismus  gesell-
schaftlich zu ächten.
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